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General de Gaulle: 
So wie sie jetzt ist~ hält Frankreich 
die EWG für nützlich. 

Die in Paris stattgefundenen deutsch-französischen Ge­
spräche hat die französische Nachrichtenagentur AFP in 
folgender Meldung zusammengefaßt: · 

ln Anbetracht ihrer Beziehungen und der deutsch-französi­
schen Zusammenarbeit schuldeten sich Frankreich und 
Deutschland eine Aussprache, erklärte General de Gau/Je 
in seinen Ausführungen am Morgen des 14. 3. 1969 im 
Elysee-Palast in der Vollsitzung beider Delegationen. Die 
Ausführungen des Generals wurden am Nachmittag des 
gleichen Tages im Verlauf einer. Pressekonferenz vom 
Sprecher des Außenministeriums wiedergegeben, der an 
der Sitzung teilgenommen hatte. 

Zu Beginn seiner Ausführungen erklärte General de Gaulle: 
Es war nicht Zweck dieser Konferenz, zu Vereinbarungen 
zu gelangen, und auch nicht, den Anschauungen der einen 
die der anderen gegenüberzustellen. Sie war vielmehr 
außerordentlich nützlichen und wertvollen Aussprachen 
vorbehalten. Auf politischem Gebiet sind die wichtigsten 
Tatbestände unserer Zeit im Rückblick auf ihren Stand 
vor fünf oder zehn Jahren geprüft worden. Neue Ereignis­
se sind eingetreten, die eine politische Zusammenarbeit 
rechtfertigen. Einige betreffen Europa, andere die Sow­
jetunion und Amerika, wieder andere China oder andere 
Länder, ganz zu schweigen von den g·egenwärtigen Situa­
tionen anderenorts, wie z. B. in Vietnam und in Nahost. 
Da ist vor ·allem die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, 
die zu sechs aufgebaut wurde. Sie funktioniert. Man könn­
te sie noch weiter ausbauen. Daß man sie nicht stärker 
ausbaut, hat politische Gründe. So wie sie jetzt ist, hält 
Frankreich si·e für nützlich. Sie muß also fortgesetzt wer­
den. Frankreich ist bereit, in diesem Sinne fortzufahren 
und sein möglichstes zu tun, um sie zu verstärken; die 
Hindernisse kommen gewiß nicht von seiner Seite. 

Dann ist noch ein anderer Sachverhalt zu verzeichnen: 
die neue Lage, in der sich die UdSSR befindet. Angesichts 
der chinesischen Drohung, die der Sowjetführung als 
stärkste Bedrohung erscheint, wegen der Lage der Ost­
staaten, kann gesagt werden, daß sich die UdSSR nicht 
mehr im Zustand einer Macht befindet, die sich anschickt, 
den Westen zu -erobern. Deshalb bemüht sie sich um Kon­
takte mit dem europäischen Westen und mit den Verei­
nigten Staaten. 

Die Vereinigten Staaten haben festgestellt, daß ihre zu 
Beginn des atlantischen Bündnisses eingeschlagene Poli­
tik, nämlich die Sowjetunion zurückzudrängen, zu keinem 
Ergebnis führen konnte. Es ist offensichtlich, daß die Ver­
einigten Staaten wegen ihres starken Engagements wün­
schen, mit der Sowjetunion zu einer Obereinkunft zu ge­
langen. 

Aus diesen Gründen scheint es dring•ender denn je ge­
boten, die europäische Idee zu verwirklichen. Damit sie 
einen Sinn hM, muß ein Europa angestrebt werden, das 
sich wirtschaftlich, politisch und in bezug auf seine Sicher­
heit selber organisiert. Es ·geht weder darum, auf das 
Bündnis mit den Vereinigten Staaten zu verzichten noch 
auf die ständigen Wirtschaftsbeziehungen, die Frankreich 
mit den Vereinigten Staaten unterhält. Europa muß den 
Willen haben, sich auf den Gebieten der Wirtschaft, der 
Politik und der Sicherheit nach seiner eigenen Fasson auf­
zubauen. 

Es besteht eine noch stärkere Oberlegung. Ein vereintes· 
Europa stellt das Vorhandensein gewisser Länder dar, die 
ihre Kraft wiedergefunden haben. Diese Länder sind wie­
der zu Staaten mit eigener Persönlichkeit geworden. Das 
schließt jede Idee der Supranationalität aus. Ein wün­
schenswertes Europa ist ein Europa, das die europäischen 
Staaten zusammenschließt, die entschlossen sind, gemein­
sam auf den Gebieten der Wirtschaft, der Politik und der 
Sicherheit zu handeln. 
Es ist nicht möglich, aJI.e Staaten tn die Europäische Wirt­
schaftsgemeinschaft aufzunehmen, die an ihr teilhaben 
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möchten: Großbritannien, Norwegen, Dänemark, Irland, Por­
tugal, Osterreich, Spanien, die Schweiz, die TÜrkei und Grie­
chenland. Diese Möglichkeit muß auf der erweiterten Ba­
sis einer europäischen Organisation in B-etracht gezogen 
werden. Alle diese Länder in die Gemeinschaft einbezie­
hen zu wollen hieße, die Gemeinschaft aufzulösen. 

Sich etwas für immer versagen wäre absurd. Vielleicht muß 
eines Tages etwas Gemeinsames mit allen europäischen 
Staaten unternommen werden. Dies ist eine noch offene 
Möglichkeit und Frankreich ist bereit, darüber mit Deutsch~ 
land zu sprechen. General de Gaune hat erklärt, er habe 
geglaubt, daß Großbritannien dies gewünscht hätte. Er 
fuhr fort: Frankreich ist dazu bereit. Man hat darüber viel 
gesprochen. Großbritannien hat seine Gedanken zu diesem 
Punkt dargelegt, und zwar "verkehrt" im Vergleich zu dem, 
was er wirklich gesagt hatte. Er will in dieser Sitzung nicht 
darüber reden, obwohl er immer daran denken muß, was 
aber nicht bedeutet, daß man zwischen Franzosen und 
Deutschen nicht doch darüber spricht. 

General de Gaulle fügte hinzu: Im Augenblick gibt es die 
Europäische Wirschaftsgemeinschaft, die Frankreich fortzu­
setzen wünscht, gibt es die Entspannung im Oste·n, die 
ebenfalls fortgesetzt werden muß, besonders auf dem 
praktischen Gebiet des Austausches. Es gibt die Haltung 
gegenüber den Vereinigten Staaten, deren Verbündete 
wir sind. Dieses Bündnis umfaßt auch die NATO, an der 
Frankreich nicht beteiligt ist. Jedoch findet es Frankreich 
ganz natürlich, daß andere Länder ihr angehören, beson­
ders die Bundesrepublik Deutsc;:hland. Frankreich sieht 
keine Schwierigkeiten und erhebt keine Einwände, daß die 
Vereinigten Staaten Streitkräfte in Europa stationieren. 
Das hat General de Gaulle schon immer gesagt. Einerseits 
gibt es also im Augenblick die Entwicklung der Gemein­
schaft und die Entspannung und andererseits, im Hinblick 
auf die Zukunft, die Entstehung eines europäischen Euro­
pas auf den Gebieten der Wirtschaft, der Politik und der 
Sicherheit. Frankreich ist bereit, darüber zu beraten und 
Kontakte aufzunehmen, besonders mit Deutschland, we­
gen der. Bedeutung der Bundesrepublik Deutschland und 
wegen der entschlossenen Politik Frankreichs, die deutsch­
französische Zusammenarbeit zu organisieren. Frankreich 
ist bereit, mit der Bundesrepublik bevorzugt zusammenzu­
arbeiten. Das war der .Anlaß für den Vertrag über die 
deutsch-französische Zusammenarbeit. Dies ist auch heute 
der Beweggrund, vorausgesetzt, daß man treu daran fest­
hält. 

Im Anschluß an die Ausführungen von General de Gaulle 
ergriffen Bundeskanzler Kiesinger und Außenminister 
Willy Brandt das Wort. Zum Thema der Westeuropäischen 
Union erklärte Brandt, daß der französische Standpunkt 
mit dem deutschen nicht übereinstimmt. Er fügte hinzu, 
daß der französische Außenminister Debre in Bonn und 
der Staatssekretär im Außenministerium, Jean de Lip­
kowski, ihm die beiden Grundsätze Frankreichs dargelegt 
haben: 

Frankreich legt Wert auf eine strikte Durchführung des 
WEU-Vertrages; andererseits gehören die in anderen Or­
ganisationen behandelten Fragen nicht in den Kompetenz­
bereich der WEU. 

General de Gaulle ergriff dann erneut das Wort, um da­
rauf hinzuweisen, daß er nicht von der WEU gesprochen 
hatte, aber da Herr Willy Brandt di,e Frage aufgeworfen 
hat, wollte er sagen, daß dies eine Angelegenheit ist, die 
Frankreich nicht interessiert. 

Er fügte hinzu, daß der WEU-Vertrag, so wie er gegenwär­
tig besteht, auf 1963 zustande gekommenen Vereinbarun­
gen beruht, und daß sie vierteljährliche Konsultationen im 
WEU-Rat vorgesehen haben. General de Gaulle fügte hin­
zu, daß die~e Konsultationen auf Ministerebene für Groß­
britannien, dessen Eintritt in den Gemeinsamen Markt 
nicht akzeptiert worden war, ein Trost waren. 
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Jetzt, so fuhr General de Gaulle fort, haben die kürzlich 
stattgefundenen WEU-Konsultationen den Vertrag verletzt 
und Großbritannien hat das ihm erwiesene Entgegenkam~ 
men mißbraucht. lnfolge dieser Vertragsverletzung wird 
Frankreich sich an den Sitzungen des WEU-Rates nicht 
mehr beteiligen. 

Nach noch anderen Ausführungen hat General de Gaulle 
die Beratungen abgeschlossen, indem er die Bedeutung 
der deutsch-französischen Zusammenarbeit unterstrich, die 
in den letzten Monaten auf politischem oder monetärem 
Gebiet hätte aktiver sein können. 

Zur Frage des Airbus fügte er hinzu, daß sie leicht zu 
regeln ist. Was die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Raumordnung betrifft, so hat General de Gaulle ·die Ab­
sicht, sie gründlich zu prüfen. Diese praktische Zusam. 
menarbeit ist ein Gebiet, das regere Anstrengungen ver­
dient. General de Gaulle schloß seine Ausführungen mit 
dem Hinweis, daß dieses Treffen ,eine offene und herz­
liche Aussprache ermöglicht hat und schon insofern ein 
Erfolg ist. Es· ist von höchstem Interesse, daß Frankreich 
und Deutschland sich verstehen. 

* 
Bundeskanzler Kiesinger, der nach der ersten Interven­
tion von General de Gaulle das Wort ergriffen hat, erklär­
te, daß er in großen Zügen mit den Ausführungen von 
General de Gaulle voll übereinstimme. Er äußerte die Mei­
nung, daß die Gespräche realistisch, nützlich und wertvoll 
gewesen wären und es notwendig sei, die neuen Tatsa­
chen der internationalen Politik zu erkennen. Zur Frage 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sagte der Bun­
deskanzler, di~ Bundesrepublik Deutschland glaube, daß 
sie sich entwickeln müsse und man die Hindernisse, die 
der von der deutschen Regierung gewünschten Entwicklung 
im Wege stehen, überwinden müsse. Ober das Grundle­
gende, fügte er hinzu, bestehe zwischen Frankreich und 
Deutschland das Problem betreffs Großbritannien. Doch 
das solle kein Grund sein, um die Entwicklung der Ge­
meinschaft aufzuhalten. 

Der Bundeskanzler stimmte mit der von General de Gaulle 
gegebenen Beurteilung der B,eziehungen mit der Sowjet­
union überein. Das sei ein positiver Punkt, der die Fort­
setzung der Entspannungspolitik erlaube. 

Was die Vereinigten Staaten betrifft, so glaubt Bundes­
kanzler Kiesinger aufgrund der mit Präsident Nixon ge­
führten Gespräche, daß di,e Regierung der Vereinigten 
Staaten die Entspannung anstreben und daß Präsident Ni­
xon ohne Konsultationen seiner Verbündeten mit der 
Sowjetunion nicht über europäische Probleme sprechen 
wolle. 

Die Entwicklung Europas ist nach Meinung von Bundes­
kanzler Kiesinger ein bedeutendes Thema, das die öffent­
liche Meinung beschäftigt. Er glaubt, daß ein europäisches 
Europa geschaffen werden müsse, und dieses Europa wer· 
de sein Schicksal auf den Gebieten der Wirtschaft, Politik 
und Sicherheit selbst bestimmen. Er bekräftigte, daß die 
Bundesrepublik Deutschland an der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft festhalte. Zum deutsch-französischen 
Vertrag erklärte Bundeskanzler Kiesinger, über ihn eben­
so zu denken wie General de Gaulle. 

Bundesaußenminister Willy Brandt äußerte sich über die 
Schlüsse, die er aus den am 13. 3. stattgefundenen Ge· 
sprächen mit den Herren Couve de Murville und Jean de 
Lipkowski gezogen hatte. 

Er betonte, daß die wirtschaftliche Zusammenarbeit auf 
bilateraler Ebene entwickelt werden müsse. Andererseits 
bemerkte er, daß die französische Regierung die Auswei· 
tung des Französisch-Unterrichts in Deutschland wünscht. 
Er erinnerte auch daran, daß die beiden Regierungen die 
Absicht haben, sich über Fragen der Raumordnung abzu­
stimmen, ganz besonders was Lothringen, das Saarland 
und Rheinland-Pfalz betrifft. 
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Auf multilaterale Fragen übergehend sagte Außenminister 
Brandt hinsichtlich der Entwicklung der EWG, die beiden 
Regierungen müßten sich aktiv konsultieren, um den Ter­
minkalender von Brüssel einzuhalten. Die französischen 
und deutschen Experten müßten sich über die gemeinsame 
Agrarpolitik und ihre Finanzierung konsultieren. Er habe 
manchmal den Eindruck, man glaube in Frankreich, daß die 
Deutschen diese gemeinsame Agrarpolitik nicht wollen. 
Das ist nicht wahr, sagte er, aber die Bundesrepublik 
Deutschland möchte darüber mit Frankreich sprechen. 
Wirtschafts- und Finanzminister Franc;ois-Xavier Orto/i 
faßte das Gespräch zusammen, das er mit seinem deut­
schen Kollegen Schiller geführt hatte, und sagte, daß sie 
sich über zwei Fragenkomplexe unterhalten hatten: 1) 
Ober die Wirtschaftskonjunktur in der Welt und die wirt­
schaftliche Lage in den beiden Ländern einschließlich der 
Perspektiven einer Aufwärtsentwicklung. 2) Ober bilate­
rale Fragen: Diesbezüglich gab er seiner Genugtuung über 
die zustande gekommene Einigung über den Preis der saar­
ländischen Kohle Ausdruck' sowie seinem Wunsch nach 
der Ausweitung der Tätigkeit des deutsch-französischen 
Industrie-Komitees mit aktiverer Beteiligung der Vertreter 
der Verwaltungen. Hinsichtlich der Erdölprobleme erinnerte 
er daran, daß Bundeswirtschaftsminister Schiller erklärt 
habe, die Bundesrepublik Deutschland hätte den Beschluß 
gefaßt, eine Versorgungsgesellschaft zu gründen, und daß 
Frankreich von dem Willen der deutschen Regierung 
Kenntnis genommen habe, daß Bindungen zwischen die­
sem nattonalen deutschen Erdölsektor und der französi­
schen Erdölindustrie zustandekämen, sowohl auf dem Ge­
biet der Versorgung als auch auf dem der Prospektion. 
Das ist e,ne Angelegenheit, sagte er, die weiter verfolgt 
werden muß. Man muß zeigen, daß Frankreich und Deutsch-

land in der Lage sind, ihre Zusammenarbeit zu orga­
nisieren. 

Zur Frage des Airbus erklärte Ortoli, daß die Perspektiven 
günstig sind. ln den · Gesprächen, die er mit Bundeswirt­
schaftsminister Schiller geführt hatte, sind zwei Punkte 
unterstrichen worden: Das eine gegenseitige deutsche 
und französische Anliegen ist, daß diese Zusammenarbeit 
unter den günstigsten wirtschaftlichen Rentabilitätsbedin­
gungen und gesunden finanziellen B·edingungen organi­
siert wird. Das zweite Anliegen ist die Frage der Termine. 
Beiden Ländern liegt daran, daß die Gespräche rechtzeitig 
stattfinden, damit dieses Flugzeug unter wettbewerbs­
mäßigen B-edingungen auf den Markt gelangt. 
Bei den Gesprächen über die internationale Zusammenar­
beit auf monetärem Gebiet wurde von dem Memorandum 
der EWG-Kommission vom 15. Februar d. J., von den 
Schlußfolgerungen der Gouverneure der Zentralbanken in 
Basel und gewissen Vorschlägen von .Bundeswirtschafts­
minister Schiller ausgegangen. Dieser Meinungsaustausch 
wird anläßlich des Treffens der sechs Finanzminister in 
Brüssel und der Zusammenkunft der Gouverneure in Ba­
sel fortgesetzt. 

Bundeskanzler Kiesinger hat noch einmal das Wort er­
griffen, um zu betonen, daß die Stärkung des deutsch­
französischen Industrie-Komitees · beschleunigt werden 
müsse. Premierminister Couvre de Murvi/le hat seinerseits 
betont, daß diese Frage eines der wesentlichsten Themen 
der mit Bundeskanzler Kiesinger am 13. März geführten 
Gespräche gewesen sei. Er ist damit einverstanden, die­
ses Komitee zu verstärken, sowohl hinsichtlich seiner 
Qualifikation als auch der Bet·eiligung von Vertretern der 
Verwaltung. 

Tischreden von General de Gaulle 
und Bundeskanzler Kiesinger 

Bei dem zu Ehren des Bundeskanzlers von General de 
Gaulle im Elysee gegebenen Essen am 13. März hielten 
beide Staatsmänner eine kurze Tischrede. 

General de Gaulle 
erklärte im wesentlichen : 

Seit Unterzeichnung des Deutsch-französischen Vertrages 
über die Zusammenarbeit hat sich vieles entwickelt und 
die beiden Länder befinden sich nicht mehr ganz in der 
gleichen Lage. 

Treffen wie das jetzige haben nicht den Zweck, neue Ab· 
kommen zu schließen, sondern sich auszusprechen und 
über die Absichten der beiden Partner Klarheit zu ver­
schaffen, und das ist sehr zufriedenstellend. 

Die Gefühle, die vorherrschen, sind Offenheit und Herz­
lichkeit. Auf dieser Grundlage werden die sehr bedeuten­
den Gespräche zwischen den beiden Delegationen weiter 
fortgesetzt. 

Bundeskanzler Kiesinger 
erklärt-e u. a.: 

"Ich glaube schon jetzt sagen zu können, daß ich mit 
einem Gefühl der Genugtuung nach Deutschland zurück­
kehren werde. Unsere Gespräche haben mich überzeugt, 
daß wir, wie zuvor, von zahlreichen und bedeutenden ge­
meinsamen Konzeptionen ausgehen". 

Er gab seiner Oberzeugung Ausdruck, daß die Zukunft Eu­
ropas; "eine Zukunft in Würde und Ehre", in hohem Maße 
von den Beziehungen zwischen Frankreich und Deutsch­
land abhängt, "Denn es trifft zu, daß die Schicksale un­
serer beiden Länder miteinanäer unlösbar verbunden sind. 
Es liegt an uns, unsere von der Natur gewollte Assoziie­
rung im Guten wie im Bösen endgültig zum Guten zu 
orientieren. 

Welche Schwierigkeiten sich auch immer auf diesem Weg 
auftürmen sollten, dieser Wille, nicht nur die Beziehungen 
zwischen unseren beiden Ländern, sondern auch das 
Schicksal Europas in Offenheit und Herzlichkeit zu gestal­
ten, wird auch künftighin unsere Haltung bestimmen." 
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